
Schichten des Volkes die Möglichkeit zu geben, die Be­
fähigung zum Richteramt zu erwerben. Damit sind ins­
besondere die von dem akademischen Studium unab­
hängigen Ausbildungslehrgänge für Volksrichter ge­
meint, deren Heranbildung nicht nur einer Beseitigung 
des Personalmangels dienen, sondern auch der Forde­
rung nach einer soziologischen Veränderung des Per­
sonalbestandes der Justiz Rechnung tragen soll.“)

Die Volksrichter sind, insbesondere nach dem Be­
fehl 193 der SMAD vom 15. 8.1947, als vollberechtigte 
Richter und Staatsanwälte anerkannt. Die Absolventen 
der Volksrichterlehrgänge haben nach Ziff. 4 dieses Be­
fehls das Recht erhalten, das Amt des Richters und 
des Staatsanwalts zu bekleiden und auch die Tätigkeit 
eines Rechtsanwalts auszuüben. „Sie genießen alle 
Rechte, welche diesen Personen durch die geltende 
deutsche Gesetzgebung gewährt werden.“

e) Laienrichter
Die demokratische Forderung nach einer volksnahen 

Justiz bedeutet ferner die Beteiligung von Laienrich­
tern an der Erledigung richterlicher Geschäfte, ins­
besondere der Rechtsprechung. Die Laienjustiz ist eben­
falls ein Gegensatz zur Beamtenjustiz und Rechtsgelehr- 
ten-(Juristen-)Justiz. Die süddeutschen Verfassungen 
gehen hinsichtlich der Beschäftigung von Laienrichtern 
nicht über das bisher übliche Mali hinaus, wohl da­
gegen die Verfassungen der Ostzone. Wenn in den 
Verfassungsentwürfen der Länderverfassungen zunächst 
zu lesen war, daß die Laienrichter „auf allen Gebieten 
und in allen Instanzen“ tätig sein sollen und dieselben 
Verfassungen vorschreiben, daß alle Verfassungs­
bestimmungen unmitelbares Recht sein sollen, so war 
die Übernahme dieses Grundsatzes nicht ohne weiteres 
möglich, sondern es bedarf dazu zweifellos einer beson­
deren gesetzlichen Regelung. Die Länderverfassungen 
haben dementsprechend auch diese Bestimmung zu­
meist geändert und gesagt, daß eine Beteiligung der 
Laienrichter in weitestem Umfange nach Maßgabe der 
Gesetze erfolgen soll.

Bisher wurden Laienrichter in der Strafrechtspflege 
als Schöffen und Geschworene beschäftigt, dagegen in 
der Zivilrechtspflege nur als sachverständige Laien- 
(Handels-)Richter. Es wird zu prüfen sein, wo eine 
weitere Beteiligung möglich ist, und ob sie z. B. auch 
in der Revisionsinstanz erfolgen soll. Erforderlich ist 
die Demokratisierung des Auswahlverfahrens schon mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen der Landesverfassun­
gen der Ostzone, die das Vorschlagsrecht auf die 
Organe der kommunalen Selbstverwaltung übertragen.

10. Schlußbemerkung
In den vorstehenden Ausführungen wurde versucht, 

das Verhältnis der realen Demokratie zu den Grund­
sätzen des Rechtsstaates und den Funktionen der Ge­
richtsbarkeit darzustellen und dabei festgestellt, daß 
die Rechtsstaatlichkeit nicht wie in den süddeutschen 
Verfassungen zur Schranke der Demokratisierung wer­
den darf. Der demokratische Vorrang des Gesetzgebers 
erfordert eine andere Stellung der Gerichtsbarkeit, als 
sie in den süddeutschen Verfassungen aus übertriebe­
ner formaler Rechtsstaatlichkeit und selbstverständlich 
auch bestimmten politischen Gründen niedergelegt ist. 
Der G e s e t z g e b u n g  kommt im Rahmen des demo­
kratischen Verfassungsrechts der Ostzone eine erhöhte 
Bedeutung zu, nämlich die Aufgabe einer gründlichen 
Reformarbeit an den wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Verhältnissen. Das Gesetz muß, wenn es Richt­
schnur und Schranke sein soll, möglichst gründlich und 
einwandfrei gearbeitet sein. Der Grundsatz der 
G e s e t z m ä ß i g k e i t  d e r  V e r w a l t u n g  muß 
für die Verwaltung oberstes Prinzip sein auch und 
gerade dort, wo etwa die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
aus besonderen Gründen durch Gesetz oder Regierungs- 
äkt ausgeschaltet wird. Besonders müssen diejenigen 
Organe der Verwaltung streng gesetzmäßig arbeiten, 
deren Aufgabe es ist, unter Umständen Zwangsmaß­
nahmen gegen die Bürger des demokratischen Staates 
zu treffen, vor allem also die Polizei. Wir müssen da­
hin kommen, daß jeder Angestellte des öffentlichen

,!) Daß der Volksrichter mit dem Laienrichter nicht zu ver­
wechseln ist, ist jetzt wohl allgemein bekannt. Bedauerlich die 
Verwechslung von P e t e r s  in seinem Aufsatz über die Länder­
verfassungen der sowjetischen Besatzungszone, Europa Archiv, 
1947, S. 642.

Dienstes, insbesondere aber die exekutiven Organe der 
Polizei, über eine genaue Kenntnis der gesetzlichen 
Grundlagen ihrer Tätigkeit verfügen und sich jedes un­
gesetzlichen Willküraktes strengstens enthaiten. Es 
kann auch kein Zweifel daran bestehen, daß die Tätig­
keit der Polizei unbedingt der verwaltungsgerichtlichen 
Nachprüfung und selbstverständlich auch der zivil- 
recfltlichen Amtshaftung unterliegen muß. Es sei in 
diesem Zusammenhang erwähnt, daß das Recht der 
Untersuchungshaft gründlich ausgestaltet werden muß,- 
und daß es zweckmäßig ist, darüber Bestimmungen in 
die Verfassungen aufzunehmen, wie das sowohl in der 
Ostzone als auch in Süddeutschland teilweise bereits 
geschehen ist. Dort ist ein besonderer Schutz des Ver­
hafteten vorgesehen u. a. dadurch, daß die Angehörigen 
von Amts wegen zu benachrichtigen sind und eine regel­
mäßige Nachprüfung der Untersuchungshaft sogar ver­
fassungsmäßig angeordnet wird, in der Verfassung von 
Württemberg-Baden Art. 18 z. B. mit der Maßgabe, daß 
jede Verlängerung der Untersuchungshaft über einen 
Monat hinaus vom Richter besonders zu begründen ist. 
Schließlich sei nochmals betont, daß eine demokratische 
Justiz eines n e u e n  R i c h t e r t y p u s  bedarf, der 
sich die Gedankengänge der realen Demokratie, des 
materiellen Rechtsstaates und eine umfassende Kennt­
nis der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse und Entwicklungstendenzen zu eigen machen muß.

Je mehr wir den Gedanken der realen Demokratie 
und des materiellen Rechtsstaates in uns aufnehmen 
und ihn zum Inhalt unseres Rechtsbewußtseins machen, 
je mehr der Gesetzgeber die Tore des geltenden Rechts 
dem Neubau der sozialen und gesellschaftlichen Ord­
nung öffnet, je mehr ein neuer Richtertypus mit den 
Entwicklungsgesetzen der Gesellschaft und Wirtschaft 
vertraut ist und danach seine Rechtsprechung gestal­
tet, um so eher werden Gesetz, Recht und Recht­
sprechung von den vorwärtstreibenden Kräften des 
Fortschritts nicht mehr als ewiges Hemmnis, ewig sich 
forterbende Krankheit empfunden. Die Juristen vor 
allem werden endlich wahrhafte und bewußte Förderer 
auf dem Wege der menschlichen Gesellschaft zu dem 
Ziel sozialer Gerechtigkeit als dem eigentlichen Fun­
dament der geistigen Freiheit.

Kriegslieferungsverträge und § 138 BGB
I.

Sind Verträge auf Lieferung von Kriegsmaterial 
während des Krieges wegen Verstoßes gegen die 

guten Sitten nichtig?
Von Kammergerichtsrat a. D. Wilhelm Prothmann

Das Amtsgericht Wedding hat durch das Urteil vom
17.11.1947 (2. C. 586.47) diese Frage bejaht (Neue 
Justiz 47, 218). Es begründet seine Ansicht mit dem 
Hinweis darauf, daß Deutschland einen Angriffskrieg 
geführt habe, der nach Völkerrecht und internationalem 
Rechtsbewußtsein als das schwerste Verbrechen emp­
funden werde, und zwar mit strafrechtlichen Folgen 
für die Urheber und Mittäter. Es gehe nicht an, es 
bei den Strafen bewenden zu lassen. Denn es hafte 
dieser Makel auch jedem privatrechtlichen Rechts­
geschäft an, das diesen Krieg unterstützte. Einem An­
spruch aus ungerechtfertigter Bereicherung stehe § 817, 
Satz 2 BGB entgegen. Soweit danach die eine Ver­
tragspartei bereichert und die Entscheidung unbefrie­
digend bleibe, sei es Aufgabe der Gesetzgebung regelnd 
einzugreifen.

Diesem Ergebnis und seiner Begründung kann aus. 
Rechtsgründen nicht gefolgt werden, ohne daß es auf 
eine Erörterung von Weltanschauung und Staatsauf­
fassung ankommt. Nach § 138 BGB ist ein Rechts­
geschäft, das gegen die guten Sitten verstößt, nichtig. 
Das bedeutet, daß es niemals rechtswirksam gewesen 
ist. Ob ein Rechtsgeschäft gegen die guten Sitten ver­
stößt, ist zu beurteilen nach den tatsächlichen, recht­
lichen und sittlichen Verhältnissen, die zur Zeit seines 
Abschlusses herrschten, nicht nach denjenigen, die zur 
Zeit der Geltendmachung des Anspruches oder der Ent­
scheidung maßgebend sind. Der nachträgliche Eintritt 
neuer Gesichtspunkte für die Beurteilung kann das 
Rechtsgeschäft weder mit rückwirkender Kraft noch
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